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WEB-MONITORING:
DIE BRÜCKE ZWISCHEN POLITIK UND USER?

Der Beitrag soll darstellen, welche Bedeutung ein Web-Monitoring
für die Politiker hat, wenn sie mit ihrer Politik die Digital Natives er-
reichen wollen. Anders formuliert: wenn sich das Internet als
Größe im Wahlkampf und in der Politik etabliert hat, dann hat es
Einfluss auf den politischen Prozess und das politische System – in
Richtung der Digital Natives. Ein gutesWeb-Monitoring kann helfen,
dies für Politiker nachvollziehbar und transparent zu machen.

Patrick Brauckmann

tags: #webmonitoring #onlinewahlkampf #politik2.0
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EINLEITUNG

In der Politik des 21. Jahrhunderts findet die Konsensbildung nicht mehr vor-

rangig auf der politischen Ebene statt. Vielmehr bildet sich der politischeWillen

beim Bürger selbst und in seiner eigenen Öffentlichkeit, einem wesentlichen

Element der politischen Gesellschaft. Die Öffentlichkeit wird damit zur Arena

von Politikern, die sich in einem vom Bürger bestimmten politischen System

bewegen. Dies geschieht über die Medien, so dass mittlerweile von einer

Mediendemokratie die Rede ist. Die Politik landet so in einem „Wahlkampf“

in den Medien um politische Machtverteilung. Dabei nimmt das Internet eine

immer stärkere Rolle ein. Umso erstaunlicher ist es, dass zwar die klassischen

Medien in das politische Kalkül der Entscheidungsträger einbezogen werden,

die neuen Medien dabei jedoch weitgehend unberücksichtigt bleiben.

THEORETISCHE GRUNDLEGUNG:
DIE ENTFREMDUNG DES POLITISCHEN PROZESSES

Politik geschieht entlang kommunikativer Konfliktlinien. Die BILD-Zeitung als

bestimmendes Printmedium verkauft täglich Millionen Exemplare, obwohl die

Inhalte oftmals fraglich, teils sogar sachlich verkehrt sind. Die Politik entsteht

dabei in einer Art Medienarena (Fröhlich/Korte 2006). Das ist dabei zwar nur

ein Aspekt der Politikformulierung, aber in einem modernen Demokratiever-

ständnis der entscheidende. Der Informationsfluss zwischen Zeitung und Po-

litik ist noch leicht herzustellen, da die Nachrichten einer Zeitung auch die

Politiker und entscheidenden Gremien erreichen, im Internet aber ist es deut-

lich schwieriger. Eine Vielzahl von Teil-Öffentlichkeiten macht es unmöglich,

die „Meinung im Internet“ zu erfassen – die Meinung von „BILD“ hingegen ist

recht leicht zu identifizieren.

Zunehmend wandern Konsumenten der klassischen Medien Print, TV und

Funk ins Internet ab und stärken damit diesen Kommunikationsraum. So ge-

winnt die politische Kommunikation im und über das Internet einen hohen

Stellenwert, der bisher von der Politik aber nicht nachvollzogen wird. Das Me-

dium Internet scheint undurchschaubar und erlaubt keine einfache Aufnahme

der verbreiteten Meinungen. Die Folge ist eine Vergrößerung der Kluft zwi-

schen demWahlvolk, das zunehmend im Internet vertreten ist und der Politik,

die immer noch die klassischen Medien als maßgebend wahrnimmt und dem

Internet aktuell wenig Beachtung schenkt. Die politische Diskussion und die

Willensbildung entkoppeln sich so weitgehend von der Politik.
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Ein weiterer Umstand tritt hinzu: In einer parlamentarischen Demokratie gibt

es eine Diskrepanz zwischenWahlakt und politischem Outcome. Sehr gut lässt

sich dies am Beispiel der Hessen-Wahl 2008 illustrieren. Kaum ein Wähler

wusste nach dem Hin und Her um eine Koalitionsbildung mehr, was er tat-

sächlich gewählt hatte. Er mochte sich noch erinnern, welche Partei er gewählt

hatte, doch das Ergebnis der Koalitionsbildung verstand er nicht. Auch hier

füllte die öffentliche Diskussion die Lücke, wiederum überwiegend über die

klassischen Medien geführt.

Die Entfremdung vom politischen Prozess geht weiter: Im Internet häufen

sich die Debatten der Wähler über politische Inhalte, doch die Politik ignoriert

dieses Medium. Die Repräsentation der Öffentlichkeit in der Politik nimmt

dadurch in genau demMaße ab, wie sie sich ins Internet verlagert, es entsteht

ein systemischer Bruch. Dieser kann als Verzerrung des politischen Prozess

verstanden werden und genau diesen zu beheben, ist die Aufgabe eines Web-

Monitoring.

DASWEB-MONITORING ALS MÖGLICHKEIT ZUR
ÜBERWINDUNG DES SYSTEMISCHEN BRUCHES IN DER POLITIK

Unter den betrachteten Vorzeichen ist das Web-Monitoring sozusagen der

„Missing Link“: Es verknüpft die Politik mit den Debatten im Internet und gibt

ihnen einen Eindruck davon, was ihre Zielgruppe im Internet bewegt. DasWeb-

Monitoring verknüpft dann auch die Digital Natives mit den etablierten politi-

schen Institutionen und Politikern. Eine besondere Herausforderung hierbei ist

die Flut von Informationen und Kommunikationsräumen. Das Internet funk-

tioniert schließlich nicht mehr nach dem Motto „Erst filtern, dann publizie-

ren“, wie wir es vom klassischen Journalismus gewohnt sind. Die Vielzahl an

Nachrichten und Ereignissen auf der Welt wurde dabei von Journalisten nach

Bedeutung klassifiziert und dann über Print, TV oder Funk publiziert. Das In-

ternet agiert dazu diametral. Hier kann jeder publizieren und erst danach wird

gefiltert. Dieser Prozess der Filterung geschieht zudem durch den Nutzer

selbst, indem er sich als Blogger betätigt, Nachrichten „rated“ oder auch kom-

mentiert und verlinkt. Das Internet gehorcht somit eigenen Regeln der Nach-

richtenverbreitung, welche die Digital Natives verinnerlicht haben. Für sie ist

die Nachrichtenwelt eine gänzlich andere, als für die Politiker. Somit ist das

Web-Monitoring ein „Tool“, oder eine Methodik, um den systemischen Bruch

der Politik überwinden zu können. Dabei wird das politische System, zwangs-

läufig einem Anpassungsdruck unterliegen, wenn es nicht den Anschluss an
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die Gesellschaft verlieren will. Dies wird freilich ein mehr evolutionärer als re-

volutionärer Prozess sein, der sich dann verstärkt, wenn junge Menschen der

Generation Digital Natives in die Politik und die politischen Behörden strö-

men, wie unlängst Björn Böhning (SPD) forderte.1

BEDEUTUNG FÜR DIE POLITISCHEWILLENSBILDUNG

Die politische Willensbildung wird sich also verändern. Die Entwicklung hin

zu einer vom Journalismus unabhängigen Meinungsbildung ruft auch Ängste

und Abwehrhaltungen hervor, wie beispielsweise der Fall um die wikipedia-

Schließung durch den Abgeordneten der Partei DIE LINKE Lutz Heilmann

zeigt.2 Dennoch überwiegen die Vorteile für die politische Willensbildung,

denn das Internet folgt einer gesellschaftlichen Entwicklung: der Individuali-

sierung der Meinungsbildung, die entkoppelt von politischen Parteien statt-

findet. Seit 20 Jahren schon bezweifelt niemand mehr, dass Parteien die

gesellschaftliche Stellung und Bedeutung verlieren, wie sie in der deutschen

Verfassung beschrieben sind. Bisher entstand die gesellschaftliche Meinung

in den Parteien, mittlerweile geschieht dies weitgehend außerhalb. Die Par-

teien sind also in der Pflicht, diese Meinungen einzuholen und in ihre eigene

Programmatik zu integrieren und damit ihrer Aufgabe der Interessenaggrega-

tion gerecht zu werden. Das Internet ist der neue Kommunikationsraum für

diese Meinungsäußerung und wird somit zum wichtigsten Instrument für Par-

teien und Politik, sich im politischen Prozess behaupten zu können. Durch den

bestehenden Bruch zwischen Politik und Digital Natives ist die politische Wil-

lensbildung nicht an den gesellschaftlichen Fortschritt angepasst und droht

sich zu entkoppeln.

EXKURS: DERWAHLKAMPF

In einem kurzen Exkurs soll ein Beispiel herausgegriffen werden, wie das Web

2.0 auf den politischen Prozess einwirken kann. Das Ergebnis zur Wahl des

Bundespräsidenten kursierte bereits per Twitter im Netz, bevor noch die Öf-

fentlichkeit oder gar diejenigen, die selbst gewählt hatten, dieses kannten.

Die Stimmenauszähler hatten es per Handy in die Welt „gezwitschert". Julia

Klöckner (CDU), eine der Beschuldigten dementierte prompt.3 Garrelt Duin

(SPD)4 handhabte es eher locker und twitterte: „Ich wusste es von Leuten, die

3 http://www.politik-digital.de/schnell-noch-einen-zwitschern
4 http://twitter.com/GarreltDuin
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als Gäste auf der Fraktionsebene standen! Finde ganze Aufregung künstlich.“

Immerhin twitterte er am besagten Tag um 17:145 „613 für Köhler“. Um 17:20

twitterte er allerdings: „Schon fast skandalös, dass die Kapelle den Saal be-

tritt, obwohl das Ergebnis noch nicht ausgerufen wurde“. Dann, 17:35: „Es

spricht der neue alte Bundespräsident.“ und schließlich um 17:40: „Und nun

ein Lied. Hoffe, alle fühlten sich gut informiert. Bis in 5 Jahren.“

Damit ist deutlich, dass Duin das Ergebnis mindestens sechs Minuten. vor

der offiziellen Verkündung bereits getwittert hatte – gut informiert waren so

vor allem die Follower bei Duin. Der NRW-Politiker Kelber (SPD) twitterte das

Ergebnis ebenfalls vorab6 und sah sich anschließend ungerechtfertigt in der

Kritik. Im Interview sagte er auf die Frage, ob er das denn dürfe: „Klar darf ich

das. Es gibt kein Gesetz, das verhindert, dass ich das Ergebnis der Wahl zum

Bundespräsidenten veröffentliche, wenn ich es erfahre. Wäre ich Schriftführer,

dann wäre das ein Faux pas, vielleicht sogar einer, für den ich mit einer Rüge

rechnen müsste. Aber als einfaches Mitglied ist das unproblematisch.“

Der Prozess der massenmedialen Politikvermittlung und das Web-Monitoring
Die Abbildung zeigt den beschriebenen Bruch auf. Die massenmediale Politikvermittlung ist
etabliert im Bereich der klassischen Medien. In der Online-Kommunikation ist jedoch die Kom-
munikation durch das Online-Medium hindurch in die Politik gestört. Es gibt keine systemati-
sche Aufarbeitung und Rezeption der Inhalte. Hier kann nun ein Web-Monitoring ansetzen und
diesen Bruch überwinden helfen. Das Web-Monitoring ist damit für die Politik auch ein grund-
legendes Analyse-Element, um Online-Kampagnen sinnvoll planen und durchführen zu können.
Es gibt zahllose Beispiele, an denen deutlich wird, dass das Agieren ohne ein Web-Monitoring
dem Tropfen auf den heißen Stein gleicht. Insbesondere die Fokussierung von Kampagnen auf
eine Zielgruppe findet dann in den meisten Fällen nicht statt.

5 http://twitter.com/GarreltDuin/status/1892747663
6 http://www.derwesten.de/nachrichten/nachrichten/politik/2009/5/23/
news-120632411/detail.html
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Egal, ob die Auszählung vor Bekanntgabe verraten wurde oder nicht, eines

zeigt der Fall auf: die Angst davor, dass die modernen Medien die Prozesse

unserer Demokratie sprengen könnten. Es entsteht die Sorge, dass in einer

Medienwelt, in der jeder alles weiß bevor die „großen“ Medien darüber be-

richten, die Deutungshoheit verloren geht. Es wächst die Gewissheit, dass

Journalisten nur noch „Nachrichtenaufbereiter“ sind und nicht länger exklu-

sive Lieferanten der von ihnen ausgewählten Nachrichten.

Dies erst macht den Wandel deutlich: heute wird erst publiziert, dann ge-

filtert – und zwar durch die Nutzer selbst, in diesem Fall durch die (oder einen)

Vertreter in der Bundesversammlung. Das zeigt: die eigentliche Verschiebung

in unserer Politik findet in der Medienarena statt. Hier wird die Macht neu ver-

teilt und hier wehren sich die Betroffenen mit Händen und Füßen. Manche

fordern: Die Deutungshoheit bleibe doch bitte beim Journalisten und nicht

bei irgendwelchen „berichtenden Twitter-Usern“. Die Demokratie als solche

scheint davon (noch?) wenig betroffen, denn eine geheime, freie, gleicheWahl

bleibt eine solche, auch wenn das Ergebnis schneller bekannt wird, als die TV-

Sender berichten können. Es ist der Journalismus und unser Mediensystem,

welches bei solchen Vorfällen ins Wanken gerät.

Inwieweit dann diese Verschiebung im Mediensystem auch unser politi-

sches System (im Rahmen seiner demokratischen Ausgestaltung) beein-

flussen wird, kann bisher nur erahnt werden. Eine Kostprobe und eine Präze-

denzfall jedenfalls ist die Bundespräsidentenwahl 2009.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Deutlich wird: Politik darf sich nicht vom Meinungsbildungsprozess im Internet

abkoppeln, die Politik und die Parteien sich nicht weiter von den Digital Natives

entfernen. EinWeb-Monitoring ist dazu das geeignete Instrument und kann hel-

fen, den systemischen Bruch in der Politik zu überwinden. So kann sicherge-

stellt werden, dass die repräsentative Demokratie auch im 21. Jahrhundert alle

Menschen und ihre Meinungsvielfalt aufnimmt und repräsentiert.

Literaturangabe: Fröhlich, Manuel / Korte (2006): Politik und Regieren in Deutschland, Stuttgart.
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UND SO SIEHT DIE WIRKLICHKEIT AUS ...
Eine nüchterne und ernüchternde Bestandsaufnahme zum Koalitionsvertrag

Nachdem in diesem Buch soviel von der Möglichenkeiten und
Chancen der digitalen Demokratie die Rede war, hier – aus aktuellem
Anlass – eine ernüchternde Stellungnahme von Robin Meyer-Lucht
zum Status Quo in unserer Republik. Die Vorlage zu diesem Beitrag
war sein Blogbeitrag in carta.info vom 24.10.2009.
Dem Koalitionsvertrag gelingt in Sachen Medien- und Informations-
gesellschaft nicht der großeWurf. Man hätte sich mehr Programma-
tik und einen ambitionierteren Aufbruch erhofft. Zugleich bekennt er
sich bemerkenswert eindeutig zum Internet als dem „freiheitlich-
sten und effizientesten Informationsforum der Welt“ und enthält
auch sonst so einige spannende Festlegungen und Projekte.

Robin Meyer-Lucht

tags: #btw09 #koalitionsvertrag #mediengesellschaft

#informationsgesellschaft #urheberrecht #internetsperren

#netzneutralität
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Der Koalitionsvertrag ist seit drei Tagen fertig. Die wichtigsten Punkte zum

Thema Informations- und Mediengesellschaft habe ich hier zusammengefasst.

ZUSAMMENFASSUNG

Koalitionsvertrag und Internet: Weniger als erhofft, mehr als erwartet

Nun ist der Koalitionsvertrag also fertig1. Die wichtigsten Punkte zum Thema

Informations- und Mediengesellschaft aus meiner Sicht:

• Die Koalition bekennt sich in der Präambel zum Vertragsabschnitt Infor-

mations- und Mediengesellschaft zum Internet als dem „freiheitlichsten und
effizientesten Informations- und Kommunikationsforum derWelt“. Das ist ein
nicht zu unterschätzender Etappensieg für das Netz und seine politisch-gesell-

schaftliche Wertschätzung (im Gegensatz zu hier2 oder der Printlastigkeit3 der

letzten Regierung). Die herausgehobene Stellung des Internets im Vertragstext

und seine insgesamt positive Konnotation sind erfreulich.

Die Koalition zeigt sich gewillt, das Netz vor allem innovations- und techno-

logiefreundlich zu betrachten. Hinzu kommt – bei einer bürgerlichen Regierung

nicht überraschend – zentral der Aspekt des wirtschaftlichen Potenzials des

Netzes.

• Es ist daher ebenso konsequent wie unausweichlich, dass im Koaltions-

vertrag auch der Satz steht: „Das Internet darf kein urheberrechtsfreier Raum
sein.” Die Koalitionäre bekennen sich zum Urheberrecht vor allem auch als

Funktion des Investitionsschutzes. Es wäre blauäugig und realitätsfremd zu

glauben, dass eine andere Regierung diesen Schwerpunkt nicht gesetzt hätte.

Ein besserer Schutz des Urheberrechts stand auch im Deutschlandplan4 von

Frank-Walter Steinmeier als ein Kernpunkt zur Förderung der Kreativindustrie.

1 http://www.spiegel.de/media/0,4906,21958,00.pdf
2 http://carta.info/16834/der-nachplapperer/
3 http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/BeauftragterfuerKul
turundMedien/Medienpolitik/InitiativePrintmedien/nationale-initiative-printmedien.html

4 http://www.google.de/url?sa=t&source=web&ct=res&cd=2&ved=0CBAQFjAB&url=http
%3A%2F%2Fwww.frankwaltersteinmeier.de%2F_media%2Fpdf%2FPolitik_fuer_das_
naechste_Jahrzehnt_navigierbar.pdf&rct=j&q=deutschlandplan&ei=i0DjSoG7Bc70_
Abwqpz7AQ&usg=AFQjCNFYA2zJ2qfJM5Bv-o9kKEHjemtnqQ
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Dabei bekennt sich diese Koalition zu einem Urheberrechtsschutz nur unter

Vorbehalt der „Wahrung des Datenschutzes“. Sie hebt damit deutlich den Ab-
wägungscharakter und den Wert konkurrierender Rechtsgüter hervor.

• Zur Forcierung des Urheberrechtsschutzes schließt die Koalition Olivenne5-

Sperren ausdrücklich aus (obwohl sie in einem Entwurf des CDU-Regierungs-

programms standen6). Tatsächlich wären diese Sperren weder politisch noch

verfassungsrechtlich durchsetzbar. Stattdessen setzt die neue Koalition beim

Urheberrecht auf mehr „Selbstregulierung unter Beteiligung von Rechteinhabern

und Internetserviceprovidern”. Was das konkret bedeuten wird, ist klar: Provi-
der sollen illegalen Filesharern in Zukunft freiwillig eine Mahnung zukommen
lassen – und imWiederholungsfall dann die Nutzer-IP-Adressen an die Rechte-

inhaber weitergeben. So soll ein neuesMassenverwarnsystem aufgebaut werden.

Das wird für heftige Debatten sorgen. Die Provider werden nicht geneigt

sein, in die Integrität des Kommunkationsprozesses7 ihrer Nutzer und in das

Prinzip einer inhaltsneutralen Bereitstellung des Internetzugangs einzugreifen.

Auch die Nutzer werden sich dagegen wehren, dass die Provider zu Download-

Hilfssheriffs umfunktioniert werden sollen.

Der Konzept der neuen Koalition liegt auf einer Linie mit vielen Vorstellungen

innerhalb der zunehmend urheberrechtsaggressiven Rechteindustrie. Die Kon-

struktion bleibt aber deutlich hinter den Forderungen von Hardlinern zurück.

• Ein Punkt, der meines Wissens überhaupt noch nicht erörtert wurde, sind

die laut Koalitionsvertrag geplanten Veränderung des Haftungsrechts im
Telemediengesetz. Die FDP hat bereits in der letzten Legislaturperiode gefor-
dert8, die Providerhaftung9 zu klären und zu entschärfen: Zugangs- und In-

halteanbieter sollen zukünftig deutlich weniger für Inhalte Dritter haften. Dies

betrifft Suchmaschinen, aber auch Links und Foren auf Blogs. Hier soll das

Prinzip „Notice and take down10” gestärkt werden. Demnach würde etwa ein

5 http://www.spreeblick.com/2009/02/02/exklusiv-bundesjustizministerin-zypries-zu-
olivenne-und-internetsperrungen/

6 http://wikileaks.org/wiki/CDU_Wahlprogrammsentwurf_beinhaltet_3-Strike-Out_Internet-
sperren,_20_Jun_2009

7 http://carta.info/13113/zugangssperren-three-strikes-verfassungsgemaess/
8 http://www.heise.de/newsticker/meldung/FDP-legt-Gesetzesentwurf-zur-Klaerung-der-
Haftung-von-Telemedien-vor-219199.html

9 http://www.it-recht-kanzlei.de/providerhaftung-stoererhaftung.html
10 http://en.wikipedia.org/wiki/Online_Copyright_Infringement_Liability_Limitation_Act
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Blogbetreiber stets erst dann für einen beleidigenden Nutzerkommentar haften,

nachdem er aufmerksam gemacht wurde – und dennoch nicht eingeschritten

ist. Das wird einige ruhiger schlafen11 lassen. Ein guter und netzadäquater

Schritt.

Wie allerdings der gestärkte Haftungsausschluss für Provider mit der oben

geforderten verstärkten Zusammenarbeit von Providern und Rechteinhabern

zusammenpassen soll, ist mir schleierhaft.

• Auch die Netzneutralität hat einen relativ prominenten Platz in dem Ver-

trag erhalten. Die neue Regierung bekennt sich ausdrücklich zum Ziel der

Netzneutralität und der „neutralen Datenübermittlung im Internet”. Dass die

Koalition dabei zunächst einmal auf Wettbewerb statt auf Regulierung setzt,

ist richtig. Man kann nicht stets möglichst wenig Eingriffe ins Internet und

gleichzeitig hier für Provider eine Vorbeugungsregulierung fordern. Es ist

daher vor allem zu begrüßen, dass sich die Regierung grundsätzlich zum Ziel

der Netzneutralität und seiner Wahrung bekennt.

• Die Internetsperren werden bekanntlich12 erstmal für ein Jahr ausgesetzt.
Da in das Gesetz ohnehin eine Überprüfungspflicht nach zwei Jahren eingebaut

wurde (in Artikel 3 des ZugErschwG13), sind die Sperren damit für diese Legisla-

turperiode von der FDP praktisch ausgebremst worden. Dennoch hätte man

sich hier eine deutlich klarere Abkehr von den Internetsperren gewünscht.

• Laut Koalitionsvertrag sollen die Presseverlage ein Leistungsschutzrecht
bekommen, wie Carta bereits berichtete14. Darüber ist schon viel15 geschrieben16

worden. Man fragt sich: Müssen demnächst auch Kioske und Cafés für das

Zurschaustellen von Zeitungen in eine Verwertungsgesellschaft der Zeitungs-

verlage einzahlen? Und wann wird es ein Leistungsschutzrecht für wissen-

schaftliche Publikationen mit entsprechenden Zitiertantiemen geben?

11 http://www.spiegel.de/netzwelt/web/0,1518,521726,00.html
12 http://carta.info/13113/zugangssperren-three-strikes-verfassungsgemaess/
13 http://www.bundesrat.de/SharedDocs/Drucksachen/2009/0601-700/604-09, templateId
=raw,property=publicationFile.pdf/604-09.pdf

14 http://www.bundesrat.de/SharedDocs/Drucksachen/2009/0601-700/604-09, templateId
=raw,property=publicationFile.pdf/604-09.pdf

15 http://print-würgt.de/2009/10/21/das-leistungsschutzrecht-%E2%80%93-oder-wiebastle-
ich-mir-ein-gesetz/

16 http://blog.handelsblatt.de/indiskretion/eintrag.php?id=2241



230 > und so sieht die wirklichkeit aus ...

• Bei der Pressefusionskontrolle stellt der Koalitionsvertrag die „Prüfung”
einer Lockerung unter Vielfaltsaspekten in Aussicht. Eine solche Prüfklausel ist

eine eher unverbindliche Erklärung. Ähnliches stand auch schon im letzten

Koalitionsvertrag. Wahrscheinlich wird diese Regierung die Kraft für eine

kleine Reform für Kleinverlage finden.

Eine Formulierung gegen weitere Werbeverbote, die in einer Entwurfsver-
sion17 noch enthalten war, fehlt nun interessanterweise im Koalitionsvertrag.

• Die Koalition wird eine Stiftung Datenschutz gründen, die „Produkte und
Dienstleistungen auf Datenschutzfreundlichkeit” prüfen soll. Die Einrichtung

einer solchen Stiftung mag etwas altbacken und zentralistisch klingen, aber

sie kann ein richtiger Schritt hin zu mehr Datenschutz sein. Die Stiftung kann

zur Stärkung des Verbraucher-Datenschutzes hierzulande beitragen. Es hängt

ganz davon ab, mit welchem Selbstverständnis, welchen Kompetenzen und

welcher Ausstattung diese Institution ans Werk gehen wird.

FAZIT

Dem Koalitionsvertrag gelingt in Sachen Medien- und Informationsgesellschaft

nicht der großeWurf. Man hätte sich mehr Programmatik, mehr Zukunftvision

und einen ambitionierteren Aufbruch erhofft.

Zugleich bietet der Vertrag jedoch deutlich mehr, als ich erwartet hätte:

Er bekennt sich bemerkenswert eindeutig zum Internet als dem „freiheitlich-

sten und effizientesten” Informationsforum. Das klingt fast schon wie aus

einer der in letzter Zeit verbreiteten Erklärungen übernommen. Die neue Koali-

tion bekennt sich zudem zum Urherberrechtsschutz nur unter Vorbehalt des

Datenschutzes, sie will die Haftungsregeln für Provider (und damit auch für

Blogs) verbessern, sie bekennt sich zum Ziel der Netzneutralität, sie will den

Verbraucher-Datenschutz durch eine Stiftung stärken, sie hat die Internet-

sperren ausgebremst.

Dies ist mehr als man nach dem substanzarmen Wahlkampf der beteilig-

ten Parteien erwarten konnte. Es ist durchaus ein kleiner Aufbruch und eine

Stärkung des Internets. Eine Regierung von Internetausdruckern ist dies nicht

mehr, auch wenn dies so schön ins Gut-Böse-Schema passen würde.

17 http://blog.die-linke.de/digitalelinke/wp-content/uploads/KoaV_20_10_2009.pdf
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Mit Spannung sehe ich den Debatten um das Leistungsschutzrecht für

Presseverlage und die Zusammenarbeit zwischen Providern und Rechteinha-

bern beim Urheberrecht entgegen.

DOKUMENTATION DES KOALITIONSVERTRAGES

Hier die Dokumentation der zentralen Stellen des Koalitionsvertrages (Fet-

tungen nicht im Original).

Informations- und Mediengesellschaft

Das Internet ist das freiheitlichste und effizienteste Informations- und Kom-
munikationsforum der Welt und trägt maßgeblich zur Entwicklung einer
globalen Gemeinschaft bei. Die Informationsgesellschaft bietet neue Entfal-
tungsmöglichkeiten für jeden Einzelnen ebenso wie neue Chancen für die
demokratischeWeiterentwicklung unseres Gemeinwesens sowie für die wirt-
schaftliche Betätigung. Neue Medien gehören längst zum Alltag einer stetig
wachsenden Zahl von Menschen. Deutschland ist längst in der Informations-
gesellschaft angekommen.

Damit die Menschen an den neuen Chancen für Meinungs- und Informati-

onsfreiheit, Kommunikationsfreiheit sowie am wirtschaftlichen Leben im

Internet teilhaben und die Chancen der Informationsgesellschaft nutzen können,

müssen wir die Weichen stellen, um eine digitale Spaltung der Gesellschaft
zu verhindern. Allen Menschen Zugang zu neuen Medien zu erleichtern, ist

uns dabei ein zentrales Anliegen, sowohl im Hinblick auf die Verfügbarkeit als

auch auf Barrierefreiheit und Medienkompetenz.

Wir werden die Anstrengungen fortsetzen, die Breitbandversorgung in

Deutschland sowohl in der Fläche als auch in der Leistungsfähigkeit zu stei-

gern. Die Nutzung freiwerdender Frequenzen des Fernsehrundfunks soll dazu

beitragen, kurzfristig Versorgungslücken in der Fläche zu schließen. Der Staat

wird soweit als möglich, Angebote auch in elektronischer Form bereitstellen.

Ausschreibungen der Behörden sollen elektronisch bekannt gemacht werden.

Wir werden unsere Politik auch daran ausrichten, die gesellschaftliche Ver-
änderung durch Internet und neueMedien positiv zu begleiten und die Lebens-
wirklichkeit der Mehrheit der Menschen in Deutschland zu berücksichtigen.
Dabei werden wir Innovations- und Standortpolitik, Verwaltungsmodernisierung,



232 > und so sieht die wirklichkeit aus ...

Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern und zivilgesellschaftlichen Interessen-

gruppen sowie Datenschutz und Netzsicherheit in unserer Politik verbinden.

Wir vertrauen darauf, dass der bestehende Wettbewerb die neutrale
Datenübermittlung im Internet und anderen neuen Medien (Netzneutralität)
sicherstellt, werden die Entwicklung aber sorgfältig beobachten und nöti-
genfalls mit dem Ziel der Wahrung der Netzneutralität gegensteuern.

Wir bekräftigen, dass Recht und Gesetz im Internet schon heute und in Zu-

kunft ebenso gelten wie überall sonst. Daher werden wir für mehr Datenschutz

sowie durch eine Stärkung der IT-Kompetenz und entsprechend ausgebildetes

Personal bei den Sicherheitsbehörden für eine Verbesserung der Anwendung

des geltenden Rechts zur Verfolgung von Kriminalität im Internet sorgen.

Wir werden dabei insbesondere unser Augenmerk auf Aufklärung legen.

Die Sensibilität für den Schutz der eigenen Daten muss gestärkt, der Selbst-

datenschutz erleichtert werden, um Datenmissbrauch vorzubeugen.Wir werden

deshalb prüfen, wie durch die Anpassung des Datenschutzrechts der Schutz

personenbezogener Daten im Internet verbessert werden kann, erwarten

dabei aber auch von jedem Einzelnen einen verantwortungsvollen Umgang

mit seinen persönlichen Daten im Internet.

Betrug und Identitätsdiebstahl im Internet müssen konsequent verfolgt

werden und zugleich müssen Möglichkeiten der sicheren Kommunikation

mehr in den Mittelpunkt gerückt werden. Kinder und Jugendliche werden wir

durch konsequente Durchsetzung des geltenden Jugendschutzrechts vor un-

geeigneten Inhalten schützen.

Wir werden gemeinsam mit den Ländern Möglichkeiten der verbesserten

Strafverfolgung in Kommunikationsnetzen wie z. B. Internetstreifen durch die

Polizei, Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Kriminalität im Internet oder

erleichterte elektronische Kontaktaufnahme mit der Polizei anstreben. Gleich-

ermaßen werden wir uns auf internationaler Ebene für Lösungen stark ma-

chen, um Kinderpornographie sowie Kriminalität allgemein im Internet besser

bekämpfen zu können.

In der Informationsgesellschaft liegen große Chancen auch für die öffent-

liche Verwaltung. Wir werden daher eGovernment weiter fördern und dazu

wo und soweit notwendig, rechtliche Regelungen anpassen (eGovernment-
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Gesetz). Besonderes Augenmerk werden wir dabei auf die Schaffung der Vor-

aussetzungen für sichere Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgen

sowie Unternehmen mit der Verwaltung legen.

Die in der EU-Dienstleistungsrichtlinie vorgesehenen elektronischen Kom-

munikationsmöglichkeiten mit Behörden sehen wir als große Chance für einen

Modernisierungsschub in der Verwaltung an. Wir werden so schnell als mög-

lich die Voraussetzungen im Verwaltungsverfahrensrecht schaffen, um rechts-

verbindliche elektronische Kommunikation im Verwaltungsverfahren zu

gewährleisten.

Dabei setzen wir mit Blick auf eine verbesserte Akzeptanz bei den Bürge-

rinnen und Bürgern auf die anwenderfreundlicheWeiterentwicklung am Markt

entwickelter sicherer elektronischer Kommunikation und Identifikation in

neuen Medien. Dabei kann der freiwillige Identitätsnachweis mit dem elek-

tronischen Personalausweis eine Möglichkeit darstellen.

Wir werden ein De-Mail-Gesetz verabschieden und dabei die Erfahrungen

aus dem Pilotprojekt und die Stellungnahmen der Datenschutzbeauftragten

des Bundes und der Länder berücksichtigen. Hierdurch wollen wir den Unter-

nehmen die Möglichkeit geben, Geschäftsprozesse elektronisch abzuwickeln.

Bei eGovernment-Projekten sind Datenschutz und Datensparsamkeit wich-

tige Bestandteile jedes Vorhabens.

Die Informationstechnik des Bundes bedarf der Konzentration, Standardi-

sierung und Effizienzsteigerung sowie Bündelung vorhandener Ressourcen.

Wir werden hierzu den Beauftragten der Bundesregierung für Informations-

technik stärken. Wir prüfen, wie die IT des Bundes sich zukünftig an offenen

Standards orientieren und dabei auch Open-Source-Lösungen berücksichti-

gen kann.

Wir werden uns für eine Stärkung der IT-Sicherheit im öffentlichen und

nicht öffentlichen Bereich einsetzen, um vor allem kritische IT-Systeme vor

Angriffen zu schützen. Hierzu wollen wir insbesondere durch Aufklärung und

Sensibilisierung der Öffentlichkeit die Menschen zu mehr Selbstschutz und

die Nutzung sicherer IT-Produkte anzuregen. Da Bundesamt für Sicherheit in

der Informationstechnik werden wir mit dieser Zielrichtung stärken.
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Die Risiken der Digitalisierung, die es ermöglicht, quasi auf Knopfdruck

Daten zusammenzuführen und durch die Auswertung digitaler Spuren um-

fassende Persönlichkeitsprofile zu bilden, dürfen nicht durch staatliches

Handeln verstärkt werden. Wir werden daher das vom Bundesverfassungsge-

richt formulierte Recht auf die Gewährleistung der Vertraulichkeit und Inte-

grität informationstechnischer Systeme bei der gesetzlichen Ausgestaltung der

IT beachten. Wir lehnen eine generelle Überwachung des Internetdatenver-
kehrs ab.

Eine vertrauenswürdige, leistungsfähige und sichere Informations- und

Kommunikationstechnik ist für unser Hochtechnologieland und den Wirt-

schaftsstandort Deutschland unverzichtbar. Wir werden die IT gegen innere

und äußere Gefahren schützen, um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und

administrative Handlungsfähigkeit zu erhalten.

Daher werden wir ein besonderes Augenmerk auf die Abwehr von IT-An-

griffen richten und hierfür Kompetenzen in der Bundesverwaltung beim

Beauftragten der Bundesregierung für Informationstechnik bündeln. Zu seiner

Unterstützung werden wir das Bundesamt für Sicherheit in der Informations-

technik als zentrale Cyber-Sicherheitsbehörde weiter ausbauen, um insbe-

sondere auch die Abwehr von IT-Angriffen koordinieren zu können.

Dabei werden wir auch eng mit der Internet- und Kommunikationswirt-

schaft zusammenarbeiten. Wir werden die Haftung von System- und Dienste-

anbietern für die IT-Sicherheit ihrer Angebote anpassen, um einer unbilligen

Abwälzung von IT-Risiken auf die Endanwender vorzubeugen.

Der energieeffiziente Einsatz von IT ist ein wichtiger Beitrag zur Bekämp-

fung des Klimawandels. Wir werden daher bei allen IT-Vorhaben des Bundes

verantwortungsbewusst mit den natürlichen Ressourcen umgehen und den

durch den Betrieb verursachten Energieverbrauch in der Bundesverwaltung

reduzieren. Wir wollen die enormen Chancen der Informations- und Kommu-

nikationstechnologie für Wirtschaft und Gesellschaft nutzen. Dazu werden wir

die IKT-Forschung stärken. Wir werden eine Strategie im Bereich der IKT und

digitalen Medien entwerfen.
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Wir werden die Regelungen zur Verantwortlichkeit im Telemediengesetz
fortentwickeln. Es gilt auch zukünftig einen fairen Ausgleich der berechtig-
ten Interessen der Diensteanbieter, der Rechteinhaber und der Verbraucher
zu gewährleisten.

Die Fähigkeit zur Integration von IKT in Produkte und Prozesse ist für die

deutsche Wirtschaft in allen Branchen von strategischer Bedeutung. Wir wer-

den die Potentiale der IKT bei der Lösung der gesellschaftlichen Herausfor-

derungen Gesundheit, Energieeffizienz/Klimaschutz, Sicherheit und Mobilität

konsequent einsetzen. Wir werden das Internet der Zukunft und die Teleme-

dien auf der Basis unseres Rechts- und Wertesystems weiter ausgestalten.

Technische und rechtliche Aspekte werden so frühzeitig zusammengebracht,

dass Informationsfreiheit und Schutz vor rechtswidrigen Inhalten gleicher-

maßen berücksichtigt werden.

Urheberrecht

Das Urheberrecht hat in der modernden Medien- und Informationsgesellschaft

eine Schlüsselfunktion. Wir werden das Urheberrecht deshalb entschlossen

weiterentwickeln, mit dem Ziel ein hohes Schutzniveau und eine wirksame

Durchsetzbarkeit des Urheberrechts zu gewährleisten. Um dieses Ziel zu er-

reichen, werden wir zügig die Arbeit an einem Dritten Gesetz zur Regelung des

Urheberrechts in der Informationsgesellschaft („Dritter Korb“) aufnehmen.

Das Internet darf kein urheberrechtsfreier Raum sein. Wir werden des-
halb unter Wahrung des Datenschutzes bessere und wirksame Instrumente
zur konsequenten Bekämpfung von Urheberrechtsverletzungen im Internet
schaffen. Dabei wollen wir Möglichkeiten der Selbstregulierung unter Betei-
ligung von Rechteinhabern und Internetserviceprovidern fördern. Wir werden
keine Initiativen für gesetzliche Internetsperren bei Urheberrechtsverlet-
zungen ergreifen.

Verlage sollen im Online-Bereich nicht schlechter gestellt sein als andere
Werkvermittler. Wir streben deshalb die Schaffung eines Leistungsschutz-
rechts für Presseverlage zur Verbesserung des Schutzes von Presseerzeug-
nissen im Internet an.
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Das System der Rechtewahrnehmung durch Verwertungsgesellschaften

mit effizienten und transparenten Strukturen hat sich bewährt. Wir wollen,

dass die europaweite Lizenzierung durch Verwertungsgesellschaften in Bezug

auf Online-Nutzungen erleichtert wird. Wir werden uns deshalb für die Schaf-

fung eines europäischen Wahrnehmungsrechts einsetzen.

Der Schutz durch das Urheberrecht ist eine notwendige Voraussetzung für

die Schaffung und für die Verwertung kreativer Leistungen. Wir wollen deshalb

Maßnahmen unterstützen, die das gesellschaftliche Verständnis für die Bedeu-

tung des Urheberrechts und den Respekt vor fremdem geistigem Eigentum

fördern.

Wir setzen uns für die Schaffung eines europäischen Rechtsrahmens für

die Verwertungsgesellschaften ein, der eine transparente und europaweite

Lizenzierung gewährleistet und die kulturelle Vielfalt schützt.

Internetsperren

Die Bekämpfung von Kindesmissbrauch und Kinderpornographie ist für uns

von herausragender Bedeutung. Kinderpornographische Angebote in Kom-

munikationsnetzen müssen mit aller Kraft bekämpft werden. Die dauerhafte

wirksame Bekämpfung des Missbrauchs von Kindern ist politische Verant-

wortung und rechtsstaatliches Gebot zugleich.

Wir sind uns darüber einig, dass es notwendig ist, derartige kriminelle
Angebote schnellstmöglich zu löschen statt diese zu sperren. Wir werden
daher zunächst für ein Jahr kinderpornographische Inhalte auf der Grund-
lage des Zugangserschwerungsgesetzes nicht sperren. Stattdessen werden
die Polizeibehörden in enger Zusammenarbeit mit den Selbstregulierungs-

kräften der Internetwirtschaft wie der deutschen Internetbeschwerdestelle

sowie dem Providernetzwerk INHOPE die Löschung kinderpornographischer

Seiten betreiben.

Nach einem Jahr werden wir dies im Hinblick auf Erfolg und Wirksamkeit

evaluieren und aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse ergebnisoffen eine

Neubewertung vornehmen. Vor Abschluss der Neubewertung werden weder

nach dem Zugangserschwerungsgesetz noch auf Grundlage der zwischen den

Providern und BKA abgeschlossenen Verträgen über Internetsperren Sperr-

listen des BKA geführt oder Providern übermittelt.
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Dynamische Dienstleistungen

Die Medien- und Kommunikationsordnung muss gemeinsam mit den Ländern

weiter an die veränderten technischen undwirtschaftlichen Gegebenheiten ange-

passt werden.Wir unterstützen die Bemühungen der Länder, die Finanzierung des

öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf eine zukunftsfähige Grundlage zu stellen.

Im Interesse der Erhaltung der Meinungs- und Pressevielfalt sind das
Medienkonzentrations- und das Pressekartellrecht zu überprüfen. Das Presse-
Grosso bleibt ein unverzichtbarer Teil unserer Medienordnung.

Datenschutz

Ein moderner Datenschutz ist gerade in der heutigen Informationsgesellschaft

von besonderer Bedeutung. Wir wollen ein hohes Datenschutzniveau. Die

Grundsätze der Verhältnismäßigkeit, der Datensicherheit und -sparsamkeit,

der Zweckbindung und der Transparenz wollen wir im öffentlichen und privaten

Bereich noch stärker zur Geltung bringen. Hierzu werden wir das Bundesda-

tenschutzgesetz unter Berücksichtigung der europäischen Rechtsentwicklung

lesbarer und verständlicher machen sowie zukunftsfest und technikneutral

ausgestalten. Die Einwilligung ist eine wesentliche Säule des informationellen

Selbstbestimmungsrechts. Ziel der Reform muss daher auch sein, verbesserte

Rahmenbedingungen für informierte und freie Einwilligungen zu schaffen.

Dazu sollen Informationspflichten erweitert und der Freiwilligkeit der Einwil-

ligung größere Bedeutung beigemessen werden.

Darüber hinaus werden wir eine Stiftung Datenschutz errichten, die den
Auftrag hat, Produkte und Dienstleistungen auf Datenschutzfreundlichkeit
zu prüfen, Bildung im Bereich des Datenschutzes zu stärken, den Selbst-
datenschutz durch Aufklärung zu verbessern und ein Datenschutzaudit zu
entwickeln. Wir sind überzeugt, dass mit dieser Lösung auch der Technolo-

giestandort Deutschland gestärkt wird, wenn datenschutzfreundliche Technik

aus Deutschland mit geprüfter Qualität weltweit vertrieben werden kann.

Wir werden beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-

mationsfreiheit die personelle und sächliche Ausstattung verbessern. Die

Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht steht für uns dabei im Mittelpunkt.
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Auch der Einzelne trägt Verantwortung für seine persönlichen Daten. Wir

wollen deshalb die Sensibilität und Selbstverantwortung der Bürgerinnen und

Bürger für ihre eigenen Daten stärken.

Vorratsdatenspeicherung

Wir werden den Zugriff der Bundesbehörden auf die gespeicherten Vorrats-

daten der Telekommunikationsunternehmen bis zur Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts über die Verfassungsmäßigkeit der Vorratsdaten-

speicherung aussetzen und bis dahin auf Zugriffe zur Abwehr einer konkreten

Gefahr für Leib, Leben und Freiheit beschränken18.

18 http://twitter.com/home/?status=Koalitionsvertrag+und+Internet%3A+Weniger+als+
erhofft%2C+mehr+als+erwartet+http://bit.ly/3nY1jm
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Sie stehen sich gegenüber. Die Politiker und die Generation Internet.

Zwischen ihnen ein Fluss aus Vorurteilen, Missverständnissen und unbe-

kannten Tools und Techniken. Dabei könnten sie so viel voneinander lernen:

Was die jungen Menschen bewegt, warum sie nicht politikverdrossen sind,

wie sich Politik im Internet verändert, wie bekannte Politiker denken und

wie sie das Web nutzen. Beide Gruppen könnten voneinander lernen, dass

das andere Ufer gar nicht so anders ist.

Das vorliegende Buch will zwischen der Internetgeneration und der Politik

eine Brücke bauen. Viele Beiträge sind im Austausch zwischen den beiden

Gruppen entstanden. Neben vielen politikbegeisterten Digital Natives haben

namhafte (Netz-)Politiker wie Oswald Metzger, Thorsten Schäfer-Gümbel

und Markus Beckedahl zum Gelingen des Buches beigetragen. Prof. Kruse

nimmt mit gewohnt kritischer Stimme die Politik ins Visier und ein Blick ins

Ausland zeigt wie in China (Isaac Mao) und USA (Tim O’Reilly,) mit diesem

Thema umgegangen wird.

Dieses Buch lädt die Politik in Deutschland zum gemeinsamen „Reboot“

ein ...
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